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die zusammen mehr als 70 % ausmachen, kürzen bzw. nach 
unten verlagern könnte (Bundesministerium der Finanzen, 
2016, 21 ff.; Broer, 2017; Europäische Kommission, 2018).

Corona-Krise als europaweite Herausforderung

Zu den traditionellen öffentlichen Gütern gehören beispiel-
haft das Klima oder der Wert der EU als „Friedensunion“. 
Wenn die öffentlichen Güter als Public Goods übersetzt 
werden, liegt es nahe, ihnen sprachlich die Public Bads 
gegenüberzustellen. Das Coronavirus fällt in diese Klassi-
fi kation der Güter, denn es ist ein europaweites öffentliches 
„bad“. Das Virus mit der damit verbundenen Unsicherheit 
trifft die gesamte Bevölkerung. Zu dieser Besonderheit ge-
hören auch die Maßnahmen, mit denen die Mitgliedstaaten

• kollektiv das soziale Leben anhalten,

• massiv die Freiheitsrechte beschränken,

• die Wirtschaft bremsen und damit in eine tiefe Rezessi-
on steuern,

• gleichzeitig milliardenschwere Rettungspakete schnü-
ren (Falk, 2020, 16).

Während die Pandemie durch SARS-CoV-2/COVID-19 ein 
öffentliches „bad“ sui generis ist, verändert der Staat ge-
zielt die Präferenzen seiner Bürger, wenn er Public Bads  
mit Ge- und Verboten bekämpft. Auch die Anschnallpfl icht 
beim Autofahren gehört hierher. Schwieriger wird es beim 
Impfschutz der Geimpften und seiner indirekten Wirkung 
auf nicht geimpfte Personen. Auch beim Tragen von einem 

Das Budget der Europäischen Union (EU) bedarf einer funk-
tionalen Erneuerung; die Frage ist nur, wie sie aussehen soll. 
Eine Antwort ist nicht einfach, zumal der Sieben-Jahres-
Haushalt des mittelfristigen Finanzrahmens nicht identisch 
mit den gesamten Finanzen der EU ist. Da es langer Ausar-
beitungen bedürfte, um die europäische Finanzverfassung 
angemessen zu behandeln (Heinemann, 1998; Feld und 
Necker, 2010; Bundesministerium der Finanzen, 2016; Kiel-
mansegg, 2020), sei angesichts des vorgegebenen Textum-
fangs nur eine wünschenswerte Entwicklung aufgezeigt.

Aufgaben mit europaweitem Nutzerkreis

Mit dem Subsidiaritätsprinzip soll sichergestellt werden, 
dass Aufgaben nur dann auf die europäische Ebene gehö-
ren, wenn sie dort bestmöglich erfüllt werden. Bei strenger 
Auslegung dieses Prinzips durch den Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
(2016) wurden europaweite Güter und Leistungen in folgen-
den Bereichen vorgeschlagen (Europäische Kommission, 
2017): Außenpolitik und Verteidigung, Migration und Asyl, 
Öffentliche Sicherheit und Strafverfolgung, Binnenmarkt, 
Wettbewerbs-, Klima- und Außenwirtschaftspolitik, Finanz-
marktaufsicht sowie Kapitalmarktunion. Fiskal-, Arbeits-
markt- und Sozialpolitik siedelt der Sachverständigenrat auf 
der nationalen Ebene an. Er bedauert die zunehmende Kom-
petenzaneignung der Europäischen Kommission und for-
dert eine stärkere Wahrung des Subsidiaritätsgedankens. Er 
greift den Vorschlag eines Subsidiaritätsgerichts mit rotie-
renden Richtern der höchsten Gerichte der Mitgliedstaaten 
auf und beklagt die ineffi ziente Mittelverwendung der EU.

Ein Blick auf die Ausgabenseite des Haushalts 2020 zeigt, wie 
weit die Ausgaben von den zuvor genannten Aufgabenberei-
chen entfernt sind (vgl. Abbildung 1). Auch sieht man, dass 
die EU sicherlich die vorhandenen Mittel bei den nicht euro-
paweiten öffentlichen Gütern (z. B. Agrar- und Strukturpolitik), 
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einfachen Mundschutz in Geschäften und in öffentlichen 
Verkehrsmitteln ergibt sich eine neue Situation, da der 
Schutz weit überwiegend beim Nichtträger liegt.

Zur medizinischen Versorgung in der Corona-Krise

Angesichts der Pandemie mit ihrer globalen Wirkung auf 
die Mortalität und Morbidität stehen die Krankenversor-
gung und die gesundheitliche Betreuung der Bevölkerung 
im Vordergrund der Corona-Diskussion. Neue Medikamen-
te und Impfstoffe gehören zu den Gütern und Leistungen, 
die sich in den öffentlichen Ausgaben niederschlagen. Un-
vorstellbar hoch wird der Betrag, wenn er nicht nur für rund 
450 Mio. Menschen in der EU, sondern der gesamten Welt-
bevölkerung zur Verfügung gestellt werden könnte. Selbst 
wenn eine Impfpfl icht in ihrem Umfang für alle hinterfragt 
werden kann, wird deutlich, wie stark die Unterschiede 
zwischen den Industrienationen und den ärmeren Ländern 
sind und dass die vorhandenen Ressourcen besser einge-
setzt werden könnten (Schlette et al., 2007-2009).1

Die Verfügbarkeit und die Ausstattung der Krankenhäuser 
mit ihren Intensivstationen stehen auch zur Diskussion. 
Schon beim Stand der Krankenversorgung in der EU zeigt 
sich, dass die Mitgliedstaaten unterschiedlich gut auf diese 
Fälle vorbereitet waren – mit Deutschland und seiner un-

1 Siehe auch Website des European Observatory on Health Systems 
and Policies (2016), z. B. Croatia.

gewöhnlich guten Finanzlage als positivem Beispiel (Henke 
und Ettelt, 2020 und im internationalen Vergleich Schlette, 
2020). Die Bundeskanzlerin fordert schon seit geraumer 
Zeit die Entwicklung leistungsfähiger europäischer Ge-
sundheitssysteme, und die Gesundheitskommissarin der 
EU hat sich diesbezüglich mit Gesundheitsplänen der EU 
bereits zu Wort gemeldet (Kyriakides, 2020).

Wirtschaftliche Implikationen der Corona-Krise

Die wirtschaftlichen Implikationen der COVID-19-Pandemie 
lassen sich in ihrem Ausmaß auf der nationalen Ebene der 
Mitgliedsländer europa- und weltweit noch gar nicht in all 
ihren Facetten erfassen. Die Wachstumsprognosen für 
die deutsche Wirtschaft zeigen zumindest kurzfristig stark 
sinkende Werte und die Umfragewerte zum Geschäftskli-
ma waren noch nie so schlecht (Dorn et al., 2020). An der 
Bewältigung der wirtschaftlichen Implikationen mit ihren 
angebots- und nachfrageseitigen (Corona-)Schocks wird 
intensiv gearbeitet (Bofi nger et al., 2020). In der aktuellen 
politischen Diskussion geht es dabei gleichzeitig um die 
unterschiedlichen Wege der EU, über ihren Haushalt oder 
andere Finanzierungsquellen zur Stabilisierung des Wachs-
tums und der Beschäftigung in Europa solidarisch beizutra-
gen. Die Bundesregierung bezifferte die Kosten der Coro-
na-Krise für Bund und Länder bereits Mitte April 2020 auf 
453 Mrd. Euro – für dieses Jahr. Hinzu kommen Staatsga-
rantien in Höhe von 820 Mrd. Euro. Der Bund wird deshalb 
156 Mrd. Euro an neuen Krediten aufnehmen (Gatzke und 
Iser, 2020). Hinzugekommen sind noch die Ergebnisse der 
aktuellen Steuerschätzung für Deutschland mit erheblichen 
Ausfällen (Bundesministerium der Finanzen, 2020a).

Mitte 2020, spätestens mit der deutschen Präsidentschaft 
in der EU, wird es hier zu endgültigen wirtschaftspoliti-
schen Lösungen kommen müssen. Dabei bedarf es der 
Zuordnung der Aufgaben und Ausgaben zum EU-Haushalt 
im Vergleich zu den anderen Finanzierungsträgern, also 
unter anderem der Europäischen Investitionsbank, dem 
Europäischen Stabilitätsmechanismus, der ECLL (Enhan-
ced Credit Line Scheme)-Kreditlinie oder dem geplanten 
European Recovery Fund. Erschwert werden diese Be-
rechnungen und Haushaltsverhandlungen dadurch, dass 
sich die Haushaltsperiode von 2021 bis 2027 erstreckt, der 
Brexit zu berücksichtigen ist und die unbekannten Lang-
zeitwirkungen der Corona-Krise nicht zuverlässig antizi-
piert werden können. Schließlich ist zwischen den euro-
paweiten und nationalen Corona-Hilfen zu unterscheiden. 
Dabei fällt auf, dass auf nationaler Ebene entsprechend der 
wirtschaftlichen Stärke der Länder natürlich unterschied-
lich intensiv an der Eindämmung der Pandemie-Schäden 
gearbeitet wird. Um diese Ungleichheiten abzubauen, sind 
nach Aussagen der Vizekommissionspräsidentin Vestager 
im Rahmen der europäischen Solidarität erhebliche Zah-

Abbildung 1
EU-Haushalt 2020 – Mittel für Zahlungen
in % der Gesamtausgaben und in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen (2020b).
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lungen der EU vorgesehen (Der Spiegel, 2020; Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 2020).

Hinzu kommt, dass mit dem Budget der EU auch das The-
ma „Green Economy Platform“ auf der Agenda steht. Sie 
umfasst die Handlungsfelder: Produktion und Ressourcen, 
Nachhaltigkeit und Finanzdienstleistungen, nachhaltige 
Energieversorgung, nachhaltiges Mobilitätssystem und die 
Zukunftsstadt (Bundesministerium für Bildung und For-
schung, 2020). Bei der Verwendung der Mittel über den 
EU-Haushalt soll auf diese Belange Rücksicht genommen 
werden, sodass neben der Bekämpfung der Pandemie 
noch weitere Aufgaben anfallen.

Einnahmenautonomie der EU

Bei der Finanzierung der EU geht es um Überlegungen, die 
mit der Corona-Krise (und dem Klimawandel) immer wich-
tiger werden. Auch wenn es derzeit weder eine Steuer- 
noch eine Verschuldungshoheit der EU gibt, gehören sie 
doch im Prinzip zu der wünschenswerten Autonomie eines 
öffentlichen Haushalts und damit auf die Agenda.

Was ist von einer „Steuer“ als Anteil des Bruttonationaleinkom-
mens (BNE) als „deklaratorische“ Umsatz- oder Einkommen-
steuer (Henke, 2014 und Bundesministerium der Finanzen, 
2016, 18 ff. und 24 ff.) und einer „ewigen Anleihe“ (Soros, 2020) 
zu halten? Auf ihrer Grundlage ließen sich die europaweiten 
Aufgaben im Kontext der Corona-Hilfen und des wünschens-
werten Klimawandels als öffentliche Güter fi nanzieren und die 
steigenden Ausgaben dauerhaft mit einem deutlich höheren 
EU-Budget bewältigen. Auf der Finanzierungsseite ist eine 
Art Besteuerung zumindest vorstellbar. Der größte Teil des 
EU-Budgets wird bereits heute über BNE-basierte Beiträge 
fi nanziert, sodass eine „Steuer“satzautonomie als ein Schritt 
in Richtung auf mehr Autonomie vorstellbar wäre, vergleich-
bar dem Solidaritätszuschlag. Sie erfasst die nationale Leis-
tungsfähigkeit und erfordert keinen Harmonisierungsbedarf. 
Ähnlich sieht es bei der Verschuldung aus, die derzeit über die 
Europäische Investitionsbank (EIB) indirekt bereits läuft. Ob 
„ewige Anleihen“, wie sie im angelsächsischen Bereich seit 
Jahrhunderten eingesetzt werden, eine europäische Zukunft 
aufweisen, muss geprüft werden. Sie scheitern bislang an den 
Römischen Verträgen von 1957 und werden im Kontext mit 
den süd- und südosteuropäischen Ländern diskutiert. Mit ei-
ner „ewigen Anleihe“ und einer Art Steuer„befugnis“ ließe sich 
die EU dauerhaft fi nanzieren. Die EU wird allerdings für einen 
„derartig mutigen Schritt auf absehbare Zeit nicht reif sein“ 
(Richter, 2020; Müller und Richter, 2017).

Die Rolle des EU-Budgets

Ein weiterer Blick auf den Haushalt der EU zeigt, dass die 
traditionellen Haushaltsgrundsätze bisher nur sehr unvoll-

ständig zu erkennen sind. Sie tragen dazu bei, dass vom 
Haushalt seine fi nanzwirtschaftliche, seine wirtschafts- 
und sozialpolitische sowie seine parlamentarische und ad-
ministrative Lenkungsfunktion erfüllt werden (ausführlich: 
Zimmermann et al., 2017). Die Grundsätze der Klarheit, 
Vorherigkeit und vor allem der Einheit und Vollständigkeit 
gehören dazu. Die bestehende Fondswirtschaft mit ihren 
Nebenhaushalten verstößt gegen diese ebenso wie die 
Rabatte und Korrekturmechanismen. Die derzeitigen Be-
standteile des europäischen Wiederaufbaus mit SURE 
(Support to mitigate Unemployment Risks in an Emer-
gency), EIB, ESM (Europäischer Stabilitätsmechanismus), 
ECCL und der im Mai 2020 noch kontrovers diskutierte 
European Recovery Fund passen nicht zu der Forderung 
nach Einheit und Vollständigkeit des Budgets.

Vor allem aber geht es um mehr Transparenz in dem Zah-
lenwerk der EU-Finanzen und um seinen kaum erkenn-
baren europäischen Mehrwert mit den dazugehörigen 
Schwerpunkten. Hoffentlich zielen die in Brüssel Mitte 
2020 laufenden Verhandlungen über den Haushalt mit sei-
nem mehrjährigen Finanzrahmen (EU-Sondergipfel) we-
nigstens ein wenig in die aufgezeigte Richtung.

Fazit 

Sieht man abschließend den europäischen Einigungspro-
zess nicht nur als Verlängerung ihrer vielleicht in verschie-
denen Zusammenhängen zu beklagenden Krisengeschich-
te und nimmt Gedanken von Graf Kielmansegg auf, dann 
könnte „an die Stelle eines unspezifi schen, unumkehrbaren 
Integrationsprozesses ein projektgebundenes föderatives 
Handeln treten. Die Corona-Pandemie wäre dafür ein guter 
Anlass“ (Kielmansegg, 2020; Enderlein, 2020). Auch Wolf-
gang Streeck (2020) sucht nach neuen Wegen für die EU. 
Mit seinem „Vorschlag einer begrenzten, nach gemeinsam 
ausgewählten Aufgabenfeldern gestalteten Europäischen 
Union“ zeigt er in die gleiche Richtung. Vor diesem Hinter-
grund könnte die Corona-Krise tatsächlich einen Schub für 
ein stärkeres Europa auslösen, in dessen Mittelpunkt das 
EU-Budget steht (Merkel, 2020). Allerdings ist eine Stär-
kung des europäischen Parlaments dafür ebenso unab-
dingbar wie eine klare europäische Rechtsstaatlichkeit.2

2 Hingewiesen sei hier nur auf das jüngste Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Kaufprogramm der Europäischen Zentralbank 
(EZB) für Staatsanleihen, die Situation in Polen und Ungarn und die 
Asylpolitik mit der Flüchtlingsverteilung.
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